
Strategie und Taktik in den halbkolonialen
Ländern

Das Trotzkistische Manifest, Kapitel 4, Sommer 1989

Seit 1945 hat der Kapitalismus seine Aufgabe, die Reste früherer Produktionsweisen zu zerstören
oder völlig zu unterwerfen, erfüllt. Aber obwohl er jeden Winkel der früheren Kolonialsphäre
durchdrungen hat, haben sich in der Regel keine stabilen nationalen Bourgeoisien entwickelt.
Obschon der Imperialismus eine halbkoloniale Bourgeoisie innerhalb formal unabhängiger Staaten
gewährt, ja sogar geschaffen hat, ließ er sich seine ökonomische sowie politische Vormachtstellung
in diesen Staaten nicht entreißen.

Zu Anfang der imperialistischen Epoche erfuhren die noch jungen und unterentwickelten nationalen
Bourgeoisien in den Kolonialländern nationale Unterdrückung. Koloniale und später imperialistische
Mächte zwangen ihr Großkapital den unterdrückten Nationen auf und zerstörten dabei viele kleine
lokale, unabhängige Unternehmen. Dadurch wurde die nationale Bourgeoisie nach und nach jedes
ernstzunehmenden politischen Einflusses auf die Kolonialverwaltung beraubt. Unter diesen
Umständen war die koloniale Bourgeoisie gezwungen, eine wichtige Rolle im Kampf gegen die
imperialistische Herrschaft zu spielen. Indem sie irreführende Phrasen und falsche Versprechungen
benutzten, konnten Bewegungen wie der Indian National Congress und die Kuomintang in China
eine Massengefolgschaft aller plebejischen Klassen in ihrem Interesse mobilisieren.

Doch diese „national-revolutionären Bewegungen“, wie die Komintern sie beschrieb, blieben unter
der Führung einer Klasse (der Bourgeoisie), die sich immer wieder unwillig zeigen sollte, einen
beharrlichen Kampf gegen den Imperialismus zu verfolgen. Die Furcht vor dem revolutionären
Potential der Arbeiterklasse und einer landhungrigen Bauernschaft machte die Bourgeoisie zu einer
wankelmütigen und verräterischen Führung der antiimperialistischen Kämpfe. Sie zeigte sich bei
erstbester Gelegenheit willens zum Kompromiß und zum Ausverkauf an die Imperialisten und
ertränkte ihre „eigene“ revolutionäre Bewegung oft in Blut (Shanghai 1927).

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden unter der Aufsicht des US- Imperialismus die alten
Kolonialreiche demontiert und schrittweise durch das heute gängige halbkoloniale System ersetzt.
Überall in ihrem Herrschaftsgebiet waren die alten, geschwächten imperialistischen Mächte –
Britannien, Frankreich, Holland und Portugal – gezwungen, ihren Kolonien politische
Unabhängigkeit zu gewähren. Außer episodisch, war die nationale Bourgeoisie nie imstande, über
die Strategie des friedlichen Drucks zum Rückzug der Imperialisten hinauszugehen. In einer Kolonie
nach der anderen wurde der Unabhängigkeitskampf von den kleinbürgerlichen Nationalisten, oft im
Bund mit den Stalinisten, angeführt. Wo immer die Imperialisten bis zum letzten Moment ausharrten
(Algerien, Malaysia, Vietnam, Südjemen, Mozambique, Angola, Zimbabwe), griffen die
kleinbürgerlichen Nationalisten zu revolutionär- nationalistischen Kampfmethoden.

Obwohl sie den Massen versprochen hatten, die drückende Last der imperialistischen Herrschaft zu
erleichtern, haben dieselben „Revolutionäre“, kaum daß sie an die Macht gekommen waren, diese
Macht dazu benutzt, das Proletariat und die armen Bauern zu unterdrücken, den Kapitalismus zu
unterstützen und zu entwickeln und die Interessen der Imperialisten zu verteidigen. Bürgerliche und
kleinbürgerliche Nationalisten zeigten sich beide unfähig zur Erfüllung selbst der elementarsten
bürgerlich-demokratischen Aufgaben der Revolution gegen den Imperialismus. Nationale
Unabhängigkeit blieb eine Illusion, solange die Wirtschaft dieser Länder vom Imperialismus
dominiert war. Einige der neuen herrschenden Klassen – z.B. in Taiwan, Südkorea, auf den

https://arbeiterinnenmacht.de/2023/10/01/strategie-und-taktik-in-den-halbkolonialen-laendern/
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/10/01/strategie-und-taktik-in-den-halbkolonialen-laendern/


Philippinen, im Iran und in Kenia – verließen sich auf die offene Kollaboration mit den
imperialistischen Mächten, um ihre Industrie und Landwirtschaft zu entwickeln. Diese Staaten
bildeten Ökonomien heraus, die völlig an die imperialistische Weltarbeitsteilung gebunden waren.
Sie boten vom Polizeistaat kontrollierte Arbeiterbewegungen und stellten ein Arbeitskräftereservoir
zur Verfügung, das überausgebeutet werden konnte und damit zu imperialistischen Investitionen
ermutigte.

Das andere Extrem stellen einige Halbkolonien mit national isolierten Entwicklungsversuchen dar,
die mehr oder minder konsequent ihre Bindungen an den Imperialismus lockerten, oft durch den
Aufbau ökonomischer Verbindungen zum Sowjetblock. Diese Regimes nahmen oft einen
linksbonapartistischen Charakter an und vollführten eine Gratwanderung zwischen Imperialismus
einerseits und genau kontrollierten Massenmobilisierungen andererseits. Indem sie ihre
Wirtschaftsentwicklung bewußt nach der Erfahrung der stalinistischen Industrialisierungspolitik
ausrichteten, verfolgten sie größere „staatskapitalistische“ Projekte und etablierten ausgedehnte
Staatsbürokratien als wichtige soziale Stütze. Durch diese Methoden suchten solche Regimes einen
Weg zu „unabhängiger kapitalistischer Entwicklung“, tatsächlich aber einen Weg zur Aufnahme in
den erlesenen Klub der imperialistischen Nationen. Diese Strategie erwies sich Land für Land als
eine wirtschaftliche Katastrophe. Stagnation und imperialistischer Druck erzwangen den
Zusammenbruch und den Weg zurück in die Arme des Imperialismus.

Perons Argentinien, Nassers Ägypten, Bandaranaikes Sri Lanka und Nyereres Tansania sind nur
einige Beispiele für das Fehlschlagen dieser Strategie. Die Krisen in Burma, Algerien und Angola in
den späten 80er Jahren zeigen, daß andere staatskapitalistische Regimes sich auf demselben Weg
befinden. Autarkie ist eine Utopie und es sind immer die Massen, welche die Zeche für ihr Scheitern
zahlen. Welche Strategien die halbkolonialen Bourgeoisien auch immer verfolgt haben – und einige,
wie z.B. Indien, haben eine Kombination aus beidem versucht, d.h. offene Kollaboration mit dem
Imperialismus und national isolierte Entwicklung – das Resultat war das gleiche: chronisch
abhängige Ökonomien, ungeheure Massenarmut, Stagnation und wachsende Verschuldung
gegenüber dem Imperialismus. Nur unter den außergewöhnlichen Umständen Südafrikas war es für
eine halbkoloniale Macht möglich, aus diesem Kreislauf auszubrechen und sich dem Imperialismus
als Juniorpartner anzuschließen.

Der bürgerliche Nationalismus war unfähig, wirkliche Unabhängigkeit zu erreichen und politische
Demokratie aufrechtzuerhalten. Während die Imperialisten heuchlerisch die Tugenden der
„parlamentarischen Demokratie“ priesen und den neuen Nationalstaaten sogar ihre Verfassungen
nach dem Modell von Westminster oder Washington vermachten, drückten sie bei deren Sturz
hocherfreut beide Augen zu, wenn diese demokratisch gewählten Regierungen ihre ökonomischen
Interessen bedrohten. Nur eine Minderheit der am höchsten entwickelten Halbkolonien war in der
Lage, parlamentarische Regimes für einen längeren Zeitraum aufrechtzuerhalten. Und sogar hier,
wie im Falle Chiles 1973, hat der Imperialismus direkt interveniert, um jene demokratischen
Regimes zu stürzen, von denen er seine Interessen gefährdet sah.

Konfrontiert mit den Forderungen der Bauernschaft nach einer umfassenden Lösung der Landfrage,
waren die bürgerlichen Nationalisten zu keinerlei radikalen Maßnahmen bereit, die ihr Bündnis mit
den halbfeudalen Grundbesitzern oder den kapitalistischen Großbauern gefährden konnten. Wo sie
gezwungen waren, größere Landreformen durchzuführen – in Bolivien, Peru oder im indischen
Pandschab -, geschah dies nur, um eine revolutionäre Lösung zu vermeiden. Eine von oben
aufgezwungene reformistische Lösung stillte zwar vorübergehend den Landhunger der Bauern,
führte aber bloß zur Entstehung einer neuen Klasse von Kleinbauern, knapp an Krediten und
Maschinen, und lieferte sie den Wucherern, Banken und reichen Farmern aus.

Um die Ausbeutung durchzuführen und beizubehalten, gehörte es immer auch zur Strategie des



Imperialismus, zu teilen und zu herrschen. In vielen Fällen wurde eine solche Spaltung durch
imperialistische Mächte durchgesetzt, welche mit Absicht eine bestimmte Minderheit der
Bevölkerung in ihrem kolonialen Apparat bevorzugten, wie in Sri Lanka oder Zypern. In anderen
Fällen, wo Überreste vorkapitalistischer und religiöser Spaltungen noch existierten, bemächtigte
man sich ihrer und kultivierte und bewahrte sie im Interesse des Imperialismus. Zum Beispiel wurde
die vererbte Arbeitsteilung, auf der das indische Kastensystem beruht, vom britischen Kolonialismus
institutionalisiert und trug dazu bei, jenes große Maß an Fügsamkeit auf dem Lande
aufrechtzuerhalten. Einheimischer Grundbesitz und Kapitalismus waren in der Lage, dieses System
zu ihrem Vorteil auszubeuten. Trotz der Entwicklung des modernen Kapitalismus in Indien ist bis
heute die systematische Diskriminierung und institutionalisierte Ungleichheit des Kastensystems
noch stark. Auch hier war die „unabhängige“ Bourgeoisie nicht dazu fähig, ihre Nation auf der Basis
der Gleichheit der Rechte zu vereinheitlichen.

Trotz der Behauptungen von „Dritte-Welt-“ und Abhängigkeitstheoretikern, daß eine umfassende
kapitalistische Entwicklung in der imperialisierten Welt nicht möglich sei, hat der Imperialismus
gerade dies erreicht und im Verlauf seiner Geschichte Millionen von neuen Lohnarbeitern und -
arbeiterinnen hervorgebracht. In den letzten beiden Jahrzehnten hat diese halbkoloniale
Arbeiterklasse den Weg unabhängiger Klassenaktionen betreten, ist dort allerdings an die Grenzen
ihrer syndikalistischen, stalinistischen und kleinbürgerlichen Führungen gestoßen. Es gibt eine
Führungskrise in der halbkolonialen Arbeiterklasse. In den meisten Ländern fehlt sogar der Keim
einer revolutionären kommunistischen Partei. Das erlaubte es kleinbürgerlichen politischen
Formationen aller Schattierungen, an die Spitze antiimperialistischer Massenaktionen zu gelangen
und sie unvermeidlich zu verraten.

Im Kampf gegen die Ausbeutung in den Fabriken, Bergwerken und Plantagen des heimischen wie
imperialistischen Kapitals muß die Weltarbeiterklasse die volle Spanne an Übergangsforderungen
und Taktiken anwenden. Außerdem muß die Arbeiterklasse einen Kampf für die Vollendung der
verbliebenen bürgerlich-demokratischen Aufgaben führen. Nationale Einheit und Unabhängigkeit,
Agrarrevolution und politische Demokratie sind die brennenden Forderungen von Millionen
Arbeitern, Bauern und Halbproletariern. Die Arbeiterklasse muß an den Kampf um ihre vollständige
Verwirklichung vom Standpunkt der permanenten Revolution herangehen.

Die nationalen, agrarischen und demokratischen Forderungen sind an und für sich historisch
bürgerliche Fragen. Aber in der imperialistischen Epoche ist es nicht mehr möglich, diese Probleme
im Kapitalismus vollständig zu Lösen. Die militärische, politische und ökonomische Abhängigkeit der
Halbkolonien, ihre Rückständigkeit und wirtschaftliche Unausgewogenheit sind grundlegend für die
imperialistische Weltordnung. Es kann kein abgesondertes Stadium der Revolution geben, in dem
die kapitalistischen Eigentumsverhältnisse weiterbestehen, während die bürgerlich-demokratischen
Aufgaben voll erfüllt werden. Die gesamte Geschichte des antiimperialistischen Kampfes nach 1945
bestätigt diese grundlegende These von Trotzkis Theorie der permanenten Revolution. Die „Siege“
der antiimperialistischen Massenbewegungen illustrieren dies sogar deutlicher als die zahlreichen
Niederlagen.

Mit ihrer Weigerung, die Firmen und Banken sowohl der nationalen als auch der imperialistischen
Bourgeoisie zu enteignen und die Forderungen der armen und landlosen Bauern zu befriedigen,
besiegelten die Revolutionsführer in Nicaragua, Zimbabwe und im Iran den fortdauernden Nutzen
für den Imperialismus. Selbst wo militärisch-bonapartistische Regimes wie in Burma, Ägypten und
Libyen dazu gezwungen waren, die Wirtschaft zu verstaatlichen und eine staatseigene Infrastruktur
zu schaffen, ist es ihnen nicht gelungen, die ökonomischen Ketten zu brechen, welche diese Länder
an den Imperialismus binden. Stagnation, das Ergebnis der Autarkiebestrebungen, Verschuldung,
das Wiederaufleben einer nationalen Bourgeoisie außerhalb des staatlichen Sektors: dies ist das
Muster für jene Länder, wo der Bonapartismus sich festgesetzt hat.



Nur wo der Kapitalismus völlig ausgerottet worden ist (China, Kuba, Vietnam, Kambodscha), hatten
halbkoloniale Revolutionen die Möglichkeit, sich dem Griff der imperialistischen Weltwirtschaft nach
ihren Ländern zu entwinden. Aber sogar hier haben die Stalinisten die permanente Revolution
verkümmern lassen und das Erbe der imperialistischen Dominanz nicht erfolgreich überwunden. In
vielen dieser Staaten hat sich die Unterdrückung nationaler Minderheiten verstärkt, zum Beispiel
die der Chinesen in Vietnam oder die Tibetaner in China.

Die Kombination aus bürokratischer Planung und „nationalem Weg zum Sozialismus“ hat das
Potential nachkapitalistischer Eigentumsverhältnisse erwürgt und somit die früheren Halbkolonien
zu den schwächsten Gliedern in der Kette der degenerierten Arbeiterstaaten gemacht. Sie bleiben
von der Bereitschaft der Sowjetbürokratie, ihre Ökonomien zu unterstützen, stark abhängig. Der
wachsende Widerwille der Moskauer Bürokratie dazu vergrößert den internen restaurativen Druck
und stärkt jene Teile der Stalinisten, welche die Ökonomien für imperialistische Durchdringung
unter dem Mantel des „Marktsozialismus“ öffnen wollen. In diesen Ländern kann nur eine politische
Revolution, welche die stalinistische Bürokratie zerstört und wirkliche Sowjetdemokratie errichtet,
für die Arbeiter und armen Bauern einen Weg vorwärts weisen und sie befähigen, endgültig mit dem
Imperialismus abzurechnen.

Die Enteignung der Schlüsselindustrien, der Banken und Finanzhäuser, die Errichtung eines
Staatsmonopols auf den Außenhandel und die Internationalisierung der Revolution müßten die
ersten Schritte einer jeden siegreichen halbkolonialen Revolution sein. Aber nur das Proletariat,
mobilisiert in Arbeiterräten und Arbeitermilizen kann diese Aufgaben in wirklich progressiver Weise
durchführen. Im Verlauf einer solchen Revolution muß die Arbeiterklasse die bäuerlichen und
halbproletarischen Massen über die komplette Verwirklichung der nationalen, agrarischen und
demokratischen Anliegen an sich ziehen.

Die Agrarrevolution in den Halbkolonien

Insgesamt stellt heute die Bauernschaft, trotz des Wachstums des Industrieproletariats, in den
Halbkolonien die absolute Mehrheit der Bevölkerung. Das Proletariat muß sich die Unzufriedenheit
und die Bedürfnisse der armen und landlosen Bauern und Bäuerinnen zu eigen machen, wenn die
Revolution eine wirklich umfassende sein soll. In der gesamten imperialistischen Epoche hat sich die
Agrarfrage als eine der wesentlichsten und explosivsten der unerfüllten Aufgaben der bürgerlich-
demokratischen Revolution erwiesen. Der Kampf der Bauernschaft um Land war und ist die
Triebfeder im Kampf um nationale Unabhängigkeit gegen den Imperialismus. Dies zeigte sich z.B. in
China in den 30-er und 40-er Jahren, sowie in Indochina in den 50-er und 60-er Jahren dieses
Jahrhunderts. Weiters erwies sich die agrarische Revolution in Rußland 1917 als eine gewaltige
gesellschaftliche Kraft für politische Demokratie gegen die zaristische Selbstherrschaft. Seit dem
Zweiten Weltkrieg ist sie ein zentraler Sprengsatz in Aufständen gegen die verhaßten herrschenden
Oligarchien in den Halbkolonien (z.B. Nicaragua 1979, Philippinen 1985). Wo auch immer der Kampf
der Bauern und Bäuerinnen um Land bewußt vom Kampf für nationale Unabhängigkeit (wie z.B. in
Irland 1880-1921) oder für politische Demokratie (z.B. in Spanien 1931-1939) getrennt wurde,
konnte keine der bürgerlich- demokratischen Aufgaben vollendet werden.

In der imperialistischen Epoche gab sowohl die imperialistische als auch die halbkoloniale
Bourgeoisie jeden Anspruch auf einen revolutionären Kampf gegen den vorkapitalistischen
Großgrundbesitz auf. Der Imperialismus versuchte das Proletariat und die Bauernschaft durch
Allianzen mit den feudalen Grundbesitzern im Zaum zu halten. Auf diese Weise hielt der
Imperialismus die Halbkolonien in ihrer Rückständigkeit und unterwarf die Landwirtschaft durch
Handel oder Kolonialherrschaft unter seine Herrschaft.

Mit der Auflösung der alten Kolonialreiche und der Etablierung der US- Welthegemonie fiel der



Kampf gegen die Überreste des Semi-Feudalismus in den (Halb-)Kolonien mit dem Kampf gegen die
Auswirkungen des tiefen Eindringens des Finanzkapitals in die Landwirtschaft zusammen. Um einen
profitablen Weltmarkt für landwirtschaftliche Produkte zu schaffen, drängte das Finanzkapital zu
Beginn auf eine Konzentration und Zentralisation des Landes. Große Landstriche wurden für den
Export von „Cash-crops“ kultiviert. Auf der einen Seite half das Finanzkapital, die halbfeudalen
Grundbesitzer abzufinden, oder verwandelte sie in Agrarkapitalisten, während es auf der anderen
Seite Millionen von Bauern und Bäuerinnen verjagte, betrog und ausbeutete. Als Ergebnis müssen
Länder, die ehemals genügend Nahrung für den Binnenmarkt produzierten, heute die
Grundnahrungsmittel einführen, was der Landoligarchie und der multinationalen Konzerne riesige
Profite einbringt. Die Hauptdynamik der agrarischen Revolution liegt heute im Widerspruch
zwischen den Massen der Bauern und Bäuerinnen, die auf immer kleinere Parzellen unfruchtbaren
Landes zusammengedrängt werden, und den mächtigen kapitalistischen Plantagenbesitzern, welche
für den Export produzieren.

In den Nachkriegsjahrzehnten wurde mittels Agrarreformen von oben versucht, eine revolutionäre
Lösung der Landfrage von unten abzuwenden, indem eine stabile Schicht von konservativen
Mittelbauern geschaffen wurde. Während diese Reformen in einzelnen Ländern für eine gewisse Zeit
– wenn auch nur zum Teil – erfolgreich waren, Lösten sie nicht das grundlegende Problem (und
konnten dies auch nicht), dem sich die halbkoloniale Bourgeoisie gegenübersieht. Denn deren
Abhängigkeit vom Imperialismus sorgt dafür, daß sie unfähig ist, entweder die überschüssigen
landhungrigen Bauern und Bäuerinnen in Werktätige im Industrie- oder Dienstleistungssektor in den
Ballungszentren zu verwandeln, oder ausreichende Hilfe den kleinen Landbesitzer zukommen zu
lassen, um deren Abstieg in die Armut zu verhindern. Die überlebenden halbfeudalen
Großgrundbesitzer verbünden sich daher mit dem Finanzkapital, um die bäuerliche Ökonomie den
Bedürfnissen der Massenproduktion des ländlichen Kapitalismus unterzuordnen. Dies hat zur Folge,
daß die Lösung des Landhungers der Bauern und Bäuerinnen, das Ende der hohen Pachtzinsen, der
bäuerlichen Verschuldung und der primitiven Technik nur erreicht werden kann durch ein Bündnis
mit der Arbeiterklasse und den revolutionären Sturz des Kapitalismus und Imperialismus – durch die
permanente Revolution.

Natürlich werden nicht alle ländlichen Klassen enge Verbündete auf diesem Weg sein. Die
Bauernschaft ist keine moderne Klasse mit einer einheitlichen Stellung zu den Produktionsmitteln.
Je weiter sie sich von Gemeineigentum an Land und einer dementsprechenden Arbeitsweise Löst,
umso mehr differenziert sie sich in reiche Agrarkapitalisten auf der einen und ländliche Proletarier
auf der anderen Seite. Wo die Bauernschaft sich eine stabile Grundlage an kleinem Privatbesitz
schaffen konnte, war und ist es immer möglich, diese als Massenbasis zur Unterstützung
reaktionärer bonapartistischer Regimes zu mobilisieren. Diese Regimes stellten im Angesicht einer
Konfrontation die Arbeiterklasse demagogisch als Feinde der Kleinbauern dar.

Auf dem Weg der Revolution wird sich die städtische Arbeiterklasse zuerst dem wachsenden
ländlichen Proletariat zuwenden, welches auf den Plantagen, Farmen, Höfen und in den
verarbeitenden Betrieben ganztägig arbeitet. Diese Arbeiter und Arbeiterinnen, die zwar von
geringer Anzahl, aber großer gesellschaftlicher Macht sind, haben immer wieder gezeigt, daß sie als
erste stabile Organisationen (wie Gewerkschaften und Komitees) für den Kampf für höhere Löhne
und bessere Arbeitsbedingungen aufbauen. Von den Zuckerarbeitern in Kuba bis zu den
Kaffeearbeitern in Nicaragua ist es diese Klasse, die oftmals durch ihre Aktivitäten das
Kräfteverhältnis zuungunsten verhaßter Diktatoren veränderten. Sie müssen für unmittelbare
ökonomische Forderungen ebenso wie für Übergangsforderungen kämpfen und ein Regime der
Arbeiterkontrolle und der gewerkschaftlichen Organisation in den Fabriken und auf den Plantagen
errichten. Die Geschichte dieser Epoche hat auch gezeigt, daß es für diese Schicht lebensnotwendig
ist, die Verteidigung ihrer Interessen gegen die Todesschwadronen der Großgrundbesitzer durch die



Bildung von Arbeitermilizen in die eigenen Hände zu nehmen.

In seiner Bedeutung steht das Halb-Proletariat dieser Schicht am nächsten: die saisonalen
Farmarbeiter und -arbeiterinnen, welche sich in der verbleibenden Zeit ihren Lebensunterhalt durch
harte Arbeit zusammenscharren; oder die Kleinbauern, deren Familien auf dem kargen Stück Land
nicht überleben können und Arbeit in der Stadt annehmen müssen. Diese Klasse ist in
Lateinamerika, Afrika und in Teilen von Asien groß, oftmals so groß, daß sie die Anzahl des
ländlichen Proletariats um das Zehnfache übertrifft. Der Kontakt mit den Plantagen hat ihnen die
Möglichkeit gegeben, den üblichen Horizont der armen Bauern zu erweitern und so den Kampfgeist
und die Organisation des Proletariats zu übernehmen. Die Saisonarbeit und ihr Leben als
Wanderarbeiter führt dazu, daß sie u.a. die zentrale Basis für die Guerillaarmeen in Zentralamerika
sind. Wesentlich für sie ist der Kampf für gleiche Bezahlung und Arbeitsbedingungen auf den
Plantagen und für unbefristete Verträge für jene, die dies wollen, bzw. für Landvergabe an
diejenigen, die aufgrund des Landhungers zum Wandern gezwungen sind.

Die verzweifeltste Klasse auf dem Land ist die der landlosen Bauern und Bäuerinnen, welche ihres
Erbes durch die Oligarchie, die kolonialen Plantagenbesitzer oder durch die „Grüne Revolution“
beraubt wurden. Heute gibt es über 600 Millionen landlose Bauern in den Halbkolonien. In Pakistan,
Indien und Bangladesh sind zwischen einem Viertel und der Hälfte aller Bauern und Bäuerinnen
ohne Land, in Zentralamerika ist es mehr als die Hälfte der bäuerlichen Bevölkerung. Die meisten
nagen am Hungertuch – ein Leben, das nur gelegentlich durch Tages- oder Saisonarbeit erleichtert
wird. In der hoffnungslosen Suche nach Arbeit wandern viele in die Städte ab. Diese Klasse, die die
größte ist, stellt einen notwendigen Bündnispartner des Proletariats dar. Die dauernde
Unterstützung durch diese Klasse muß gewonnen werden, selbst wenn dies die Aufteilung der
größeren Güter bedeutet. Ihr gegenüber muß sich die revolutionäre Arbeiterklasse verpflichten, für
die Verwirklichung folgender Forderungen zu kämpfen: Land für diejenigen, die es bearbeiten;
Besetzung des brachliegenden und ungenügend genutzten Bodens; Verteidigung der Besetzung von
Plantagen im Kampf für den Lebensunterhalt; für Komitees und Milizen der landlosen Bauern und
Bäuerinnen.

Trotzkisten und Trotzkistinnen müssen an der Spitze des Kampfes der Landhungrigen für
Landbesetzungen stehen – unabhängig davon, ob diese gegen halb-feudale oder gegen
kapitalistische Großgrundbesitzer gerichtet sind. Aber es ist zentral, für die ehest mögliche Bildung
von Kooperativen als Übergangsmaßnahme einzutreten. Für jene, die bereits in die Slums der
großen Städte abgedrängt wurden, müssen wir für ein Programm öffentlicher Arbeiten kämpfen, um
ihnen nützliche Arbeit und lebensermöglichenden Lohn zu geben. Dies muß Hand in Hand mit der
Organisierung der Arbeitslosen geschehen.

Die armen Bauern und Bäuerinnen wehren sich verzweifelt gegen ihren Abstieg in die Legion der
Landlosen. Ihr kleiner Landbesitz wird von den gewaltigen Zinsen erdrückt oder ist von hohen
Schulden belastet, welche das Resultat der harten Zahlungsbedingungen sind. Zu diesen Schulden
kommen noch Kredite für den Kauf von Ausrüstung und Düngemitteln. Dieser Schritt wird ihnen
aufgezwungen, weil die Kleinheit der Parzellen nicht das Überleben für die armen bäuerlichen
Familien garantieren kann. Die armen Bauern und Bäuerinnen können dadurch von den großen
Ländereien und den Großbauern unterdrückt werden. Hier müssen die zentralen unmittelbaren
Forderungen ansetzen: Abschaffung der Pacht und Streichung aller Schulden bei ländlichen
Wucherern und städtischen Händlern; für staatliche Kredite zum Erwerb von Maschinen und
Düngemittel; für die Schaffung von Anreizen, um die Subsistenzbauern und -bäuerinnen zum
freiwilligen Eintritt in Produktions- und zu Absatzgenossenschaften zu ermutigen.

Viele Bauern und Bäuerinnen glauben, daß der einzige Weg zum Überleben der Anbau von Pflanzen
für die Drogenindustrie ist. Sie werden unbarmherzig von den Drogenbaronen ausgebeutet und von



den imperialistischen „Anti-Drogen“-Einheiten verfolgt. Wir fordern daher das Recht der Bauern und
Bäuerinnen auf freien und legalen Anbau von Pflanzen, die zur Drogenherstellung verwendet
werden können. Weiters verlangen wir den staatlichen Ankauf solcher Pflanzen zu Preisen, die von
Preiskomitees der Arbeiter und Bauern festgelegt werden.

Die mittlere Bauernschaft, normalerweise eine kleine Schicht, ist dem Proletariat gegenüber
mißtrauisch, da sie eine geplante Abschaffung ihres Privateigentums befürchtet. Gewöhnlich
verfügen diese Bauern über genügend Überschüsse, um diese in den Städten mit Gewinn verkaufen
zu können. Dennoch werden auch sie oft durch Zwischenhändler ausgebeutet. In allen
Auseinandersetzungen über Löhne und Arbeitsbedingungen, die zwischen diesen Bauern und den
von ihnen ausgebeuteten Arbeitern und Arbeiterinnen stattfinden, muß das Proletariat auf der Seite
letzterer stehen. Der Forderung der kleinen und mittleren Bauern nach höheren Preisen für ihre
Produkte (eine Forderung, die vor allem dann aufkommt, wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen die
Regierung zu Preiskontrollen bei den Grundnahrungsmitteln zwingen) stellen wir eine andere
Losung gegenüber: Laßt die Bosse und Großgrundbesitzer zahlen – und nicht die Arbeiter! Wir
verlangen die Streichung der Schulden, die Ausweitung von Krediten, die Förderung von
Kooperativen und den Aufbau gemeinsamer Preiskomitees der Arbeiter und Bauern, um die
Erzeugung ihrer jeweiligen Produkte zu planen und deren Austausch zu regeln.

Dort, wo der Halb-Feudalismus zerstört wurde und der Imperialismus in Allianz mit den
halbkolonialen Staaten die reichen Bauern in den Weltmarkt integriert hat, stellen sich die reichen
und ausbeuterischen Bauern im allgemeinen auf die Seite der Bourgeoisie. Revolutionäre und
Revolutionärinnen stellen sich daher auf die Seite der armen Bauern und Bäuerinnen, um das Land
der reichen Bauern zu enteignen. Doch wo auch immer die halbfeudalen Fesseln bestehen blieben,
die sowohl die reichen als auch die armen Bauern und Bäuerinnen unterdrücken, ist auch ein
gemeinsamer Kampf zur Beendigung dieser Unterdrückung möglich.

Das imperialistische Agrobusiness, die kapitalistischen Großbauern und die in den Städten oder im
Ausland lebenden Großgrundbesitzer werden jedoch in der Arbeiterklasse einen unerbittlichen
Feind finden. Ihr Eigentum stellt in den Augen der Arbeiter und armen Bauern den Mechanismus
der Verarmung dar. Wir müssen der nationalen Bourgeoisie bzw. dem Kleinbürgertum, die gegen die
Landoligarchie kämpfen, zur Durchsetzung folgender Forderungen zwingen: entschädigungslose
Verstaatlichung ihres Großgrundbesitzes; Verstaatlichung der imperialistischen Plantagen und ihre
Stellung unter Arbeiter- und Bauernkontrolle; für ein breit angelegtes Programm öffentlicher
Arbeiten zur Verbesserung der Lebensbedingungen der ländlichen Massen – zur Elektrifizierung,
Bewässerung des Bodens, für Maßnahmen zur Schaffung reinen Wassers und ausreichender
sanitärer Möglichkeiten oder von kulturelle Einrichtung.

Nur so ein Programm kann die massenhafte Landflucht der Bauern und Bäuerinnen, die vom Hunger
getrieben werden, verhindern. Die Umgestaltung und Planung der landwirtschaftlichen Produktion
wird die Abhängigkeit von den nur für den Export bestimmten Ernten verringern, die Produktivität
des Bodens erhöhen und die vorhandene Menge an Lebensmitteln für den heimischen Verbrauch
steigern.

Solche Maßnahmen werden dazu beitragen, die Belastung der ländlichen Umwelt zu verringern. Mit
der tiefgreifenden Umwandlung der ländlichen Gebiete hat der Kapitalismus die ökologische Krise
auf immer neue Regionen der Erde ausgeweitet. Die Abholzung, die Zerstörung der traditionellen
Bewässerungssysteme, die Verschmutzung der Flüsse durch industrielle Abwässer und chemische
Düngemittel bewirken eine wirkliche ökologische Katastrophe in vielen Teilen der „Dritten Welt“.
Der Kampf des Proletariats und der armen Bauernschaft muß ein Programm für sofortige
Maßnahmen zur Verhinderung einer ökologischen Katastrophe beinhalten – die Beendigung
massiver Abholzungen ebenso wie Projekte zur Wiederaufforstung und Bewässerung.



Die Jahre seit 1945 haben gezeigt, daß die einzige wirkliche Lösung des Landhungers und der
Knechtschaft der armen Bauern der Sturz des Kapitalismus selbst ist. Die revolutionäre Partei muß
den Klassenkampf auf dem Land zu seinem Höhepunkt führen. Wir stellen ein Programm für die
revolutionäre und entschädigungslose Enteignung aller kapitalistischen Plantagen und die
Landwirtschaften reicher Bauern durch Räte der Arbeiter und armen Bauern auf. Wir kämpfen für
eine Politik der staatlichen Landwirtschaftsbetriebe sowie für freiwillige Genossenschaften der
Klein- und Mittelbauern als Programm des sozialistischen Übergangs in der Landwirtschaft.

Die Nationale Frage in den Halbkolonien

Wenngleich nationale Einheit und Unabhängigkeit politische Ziele der Bourgeoisie waren, hatten sie
einen gesellschaftlichen und ökonomischen Zweck: die Schaffung eines einheitlichen
Binnenmarktes, auf dem das heimische Kapital vor ausländischer Konkurrenz geschützt war und
sich entfalten konnte. Ungeachtet der formellen nationalen Unabhängigkeit sind heute die
ehemaligen imperialistischen Kolonien und Mandatsgebiete von einer echten wirtschaftlichen
Unabhängigkeit genauso weit entfernt wie am Beginn der imperialistischen Epoche. Sie blieben
unterdrückte Nationen. Rückständigkeit und im besten Fall eine einseitige, abhängige
Industrialisierung blieben in den Halbkolonien die Norm. Kein noch so hoher Grad formeller
politischer Unabhängigkeit kann das ausgleichen.

Die Ketten der ökonomischen Abhängigkeit werden durch die gesellschaftlichen Verhältnisse des
Kapitalismus geschmiedet und können nur durch die Enteignung des Kapitals selbst zerrissen
werden. Gerade aus diesem Grunde hat nur die Arbeiterklasse das Interesse und die Fähigkeit, die
nationale Unterdrückung der Halbkolonien vollständig aufzuheben. Das Proletariat muß daher für
folgende Ziele kämpfen:

• Die Vertreibung aller bewaffneten Kräfte des Imperialismus, seiner Gendarmen, einschließlich der
UNO, seiner Berater und Sicherheitseinrichtungen.

• Die Abschaffung der stehenden Armeen, die durch den Imperialismus ausgebildet werden und ihm
gegenüber loyal sind, und deren Ersetzung durch bewaffnete Arbeiter- und Bauernmilizen.

• Die Streichung aller Schulden und Zinsen gegenüber den imperialistischen Banken. Die
Imperialisten wünschen keine Tilgung der Schulden, da dies das Ende ihrer daraus erzielten Extra-
Profite und den Verlust einer ihrer Waffen zur Ausübung politischer, militärischer und ökonomischer
Kontrolle über die Halbkolonien bedeuten würde. Diese Schulden wurden unter Bedingungen
vereinbart, die vom Imperialismus festgesetzt wurden. Die engen Grenzen, die der halbkolonialen
Bourgeoisie gesetzt sind, wenn sie den Imperialismus herausfordert, zeigen sich durch die
Hinnahme dieser Bedingungen. Die praktischen Auswirkungen dieser Feigheit sind Sparmaßnahmen
auf Kosten der Massen, Arbeitslosigkeit, Beschränkungen politischer und gewerkschaftlicher
Tätigkeit, exportorientierte Produktion und – als Folge davon – Hunger.

• Gegen die Strategie, die Schuldenrückzahlung auf einen bestimmten Anteil der Exporte oder des
Bruttonationalproduktes zu begrenzen. Gegen ein Moratorium der Auslandsschulden, das
tatsächlich nur einen Zahlungsaufschub bedeuten würde. Diese Schuld wurde schon zig-mal durch
erpresserische Zinslasten und den Raubbau an den natürlichen Ressourcen der Halbkolonien getilgt.

• Die Rückführung aller geleisteten Zahlungen und die Wiederherstellung der natürlichen
Ressourcen. Für die Rückgabe des unbezahlbaren archäologischen Erbes, das Jahre hindurch von
den imperialistischen Plünderern gestohlen wurde.

• Die entschädigungslose Nationalisierung der Banken, Finanzhäuser und der bedeutendsten



Industrien und die Streichung aller Sonderabkommen und Joint-Ventures zwischen Staatsbetrieben
und Finanzkapital.

Das Proletariat muß sowohl dafür kämpfen, den imperialistischen Würgegriff über die Wirtschaft der
Halbkolonien zu durchbrechen, als auch den Kampf für nationale Einheit und das Recht auf
Selbstbestimmung der unterdrückten Nationalitäten führen. In den Jahren 1880, 1919 und 1945 zog
der Imperialismus bei seinen Aufteilungen und Wiederaufteilungen der Welt willkürliche Grenzen,
die viele Nationalitäten und Völker auseinanderrissen und nationale Minderheiten in den kolonialen
und halbkolonialen Ländern schufen. Sofern sich der Nationalismus der sich entwickelnden
kolonialen Bourgeoisien in seinen Kämpfen gegen feudale Überreste oder gegen den Imperialismus
richtete, hatte er einen relativ fortschrittlichen Inhalt. Dieser Nationalismus verwandelte sich jedoch
in eine Waffe gegen unterdrückte nationale Minderheiten, sobald er die politische Macht erlangte
(z.B. in der Türkei oder in Burma).

Die halbkoloniale Bourgeoisie ist aber weit davon entfernt, die vielen nationalen Probleme zu Lösen,
die durch die imperialistische Teilung der Welt verursacht oder verschärft wurden. Ihre Unfähigkeit,
die Nation zu vereinen oder ökonomisch zu entwickeln, führt vielmehr zur Verschärfung der
regionalen ökonomischen Unterschiede, zur Reaktivierung alter nationaler Widersprüche und zur
Schaffung neuer (beispielsweise in Indien).

Wo immer eine wirkliche nationale Bewegung vorhanden ist, die in Bewußtsein, Sprache, Kultur und
einem bestimmten Gebiet verankert ist, muß das Proletariat das Selbstbestimmungsrecht der
unterdrückten Nation unterstützen. Diese Unterstützung ist bedingungslos: Das heißt, daß wir von
den Nationalisten nicht verlangen, kommunistische Kampfmethoden anzuwenden, bevor wir sie
unterstützen. Genauso wie wir den Zielen der Nationalisten kritisch gegenüberstehen, kritisieren
wir ihre Methoden, die den nationalen Kampf häufig auf bewaffnete Aktionen einiger weniger
reduzieren. Doch besteht kein Recht auf Eigenstaatlichkeit, wo die Selbstbestimmung auf der
nationalen Unterdrückung eines anderen Volkes beruht (Israel, Nordirland).

Das Proletariat ist eine internationalistische Klasse, die auf sozialistischer Grundlage versucht, die
Völker und Nationen durch freiwillige Vereinigung und Föderation zu einen. Unser allgemeines
Programm sieht weder die Schaffung einer immer größeren Anzahl getrennter Nationalstaaten noch
die Zerschlagung großer „multinationaler“ Staaten in ihre Bestandteile als Mittel, solche Länder
vom imperialistischen bzw. kapitalistischen Joch zu befreien. Obwohl Kommunisten und
Kommunistinnen gegen diese falschen Lösungen auftreten, anerkennen sie, daß sich Revolutionäre
und Revolutionärinnen an die Spitze eines Kampfes für die Errichtung eines eigenen Staates stellen
müssen, sobald die Forderung von den Massen der Arbeiter und Bauern aufgegriffen wurde und sich
dies zum Beispiel in Referenden, bewaffneten Kämpfen der Massen oder einem Bürgerkrieg (wie in
Bangladesh) äußert. Kommunisten und Kommunistinnen stellen diese Forderung sowohl in der
Unterdrückernation als auch in den nach Abtrennung strebenden Gebieten. Doch sie warnen
weiterhin, daß nur die sozialistische Revolution, nicht die Lostrennung, den Massen eine dauerhafte
Lösung bieten wird.

Obwohl die Arbeiterklasse die legitimen nationalen Rechte der unterdrückten Nationen verteidigen
muß, bedeutet aber deren internationalistische Strategie, daß sie alle nationalistischen Ideologien
bekämpft, auch die der unterdrückten Nationen. Solcher Nationalismus gerät unvermeidlich in
Widerspruch mit der Entwicklung der Arbeiterklasse zu einer selbstbewußten Kraft, die fähig ist,
ihre Klasseninteressen zu verteidigen, und wird daher reaktionär werden. Während wir die Kämpfe
für Selbstbestimmung bis hin zur Abtrennung z.B. in Kurdistan, Euskadi, Kashmir oder Tamil Eelam
unterstützen, weisen wir gleichzeitig auf den Utopismus des nationalistischen Projekts hin, in diesen
Gebieten wirklich unabhängige bürgerliche Staaten aufbauen zu wollen.



Das Proletariat muß gleichzeitig für die Enteignung der Kapitalisten und für die größtmögliche
Ausweitung der demokratischen Planung kämpfen. Ein Rückzug hinter noch engere ökonomische
Grenzen bietet für die unterdrückten Nationen keine Lösung ihrer ökonomischen Grundbedürfnisse.

Gegenüber der bewußten imperialistischen Politik der „Balkanisierung“, die die Spaltung und
Beherrschung der schwachen und instabilen Nationalstaaten zum Ziel hat, propagieren
Kommunistinnen und Kommunisten für diese Länder, die durch Sprache, Kultur, Handel usw.
geschichtlich verbunden sind, die Alternative einer echten Föderation von sozialistischen Staaten.
Solche Übergangslosungen können eine mächtige Mobilisierungskraft auf die Massen haben, so
etwa in Lateinamerika, im Nahen Osten oder auf dem indischen Subkontinent, wo sie vom
Imperialismus geschaffene Spaltungen und die bürgerlich- und kleinbürgerlich-nationalistischen
Vorurteile überwinden können.

Der Kampf gegen Militärdiktatur und Bonapartismus in den Halbkolonien

Vom Imperialismus in ihrer wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung aufgehalten, sind die
Halbkolonien nicht in der Lage gewesen, eine stabile bürgerliche Demokratie aufrechtzuerhalten.
Wahlen und Parlamente sind vorübergehend oder generell durch verschiedene Restriktionen im
Wahlrecht, durch die Einführung von Lese- und Sprachqualifikationen und durch eine Unzahl von
Hindernissen bei der Wählerregistrierung eingeschränkt worden.

Folglich waren verschiedene Arten des Bonapartismus die Norm. Obwohl solche Regimes
entschlossene Verteidiger des Kapitalismus gewesen sind, haben sie durch ihre Kontrolle der Armee
und des Staatsapparates einen gewissen Grad von Unabhängigkeit von der herrschenden Klasse
erreicht. Sie haben die Kapitalistenklasse von ihrer eigenen politischen Herrschaft ausgeschlossen,
ebenso wie sie die ausgebeuteten Klassen im Zaum gehalten oder unterdrückt haben.

Die bonapartistische Herrschaft in den Halbkolonien variierte zwischen „antiimperialistischen“ und
proimperialistischen Formen. Die „linke“ Form des Bonapartismus hat oft die Form nationalistischer
Offiziersbewegungen angenommen, die aus der kleinbürgerlichen Mittelschicht kamen und den
Standpunkt dieser Klasse widerspiegelten. Diese Schicht, die ihre Zukunft durch wirtschaftliche
Stagnation, Korruption und die Abhängigkeit ihrer eigenen Bourgeoisie vom Imperialismus zunichte
gemacht sieht, hat seit dem zweiten Weltkrieg in zahlreichen Ländern die Macht erlangt – wie z.B. in
Argentinien, Peru, Libyen, Ägypten und Burma. Ihre Ideologien haben Elemente vom Stalinismus
und gelegentlich vom Faschismus entlehnt und haben typischerweise einen „dritten“ Weg zwischen
Kapitalismus und Kommunismus proklamiert. Diese Regimes haben versucht, mit dem Scheitern der
wirtschaftlichen Entwicklung fertig zu werden, indem sie die imperialistische Durchdringung
einschränkten. Sie haben alles daran gesetzt, eine „unabhängige kapitalistische Entwicklung“ zu
fördern, indem sie von Handelsbarrieren, staatskapitalistischer Industrialisierung und Landreformen
Gebrauch machten. Sie haben oft einen bösartigen Antikommunismus mit Versuchen verbunden, die
Gewerkschaftsbewegung und Bauernorganisationen als eine Stütze für ihre Regimes gegen den
imperialistischen Druck von außen und innen heranzuziehen.

Aber nirgendwo haben solche Regimes den Weg zum Sozialismus eröffnet, noch wären sie aufgrund
ihres eigentlichen Wesens dazu überhaupt in der Lage. Tatsächlich haben sie den kapitalistischen
Staat und die kapitalistische Wirtschaft durch Angriffe auf die Arbeiter und Arbeiterinnen wieder
bestärkt und haben weder vor vollständiger Unterdrückung noch vor Massakern haltgemacht.

Im Falle eines ernsthaften Zusammenstoßes zwischen diesen Regimes und dem Imperialismus bzw.
seinen reaktionärsten Agenten wäre das Proletariat dazu verpflichtet, an der Seite der
nationalistischen und demokratischen militärischen Einheiten zu kämpfen. Aber zu jeder Zeit
müßten die Arbeiter und Arbeiterinnen die entschlossenste Klassenunabhängigkeit und die



Opposition zu diesen vorübergehenden Verbündungen bewahren. Das Proletariat braucht keine
militärischen Retter oder Führer. Es kann nur durch seinen eigenen Aufstand die Macht erlangen,
nicht durch Militärcoups.

Es ist der schwerste Fehler, strategische Blöcke mit Teilen der Offiziere zu bilden oder Illusionen in
deren Fähigkeit, das Proletariat zu bewaffnen und zu führen, zu säen. Dies führt zu
Klassenkollaboration und programmatischen Zugeständnissen und kann nichts anderes, als den
Drang des Proletariats schwächen, unabhängige Abeitermilizen einzurichten und die einfachen
Soldaten zu organisieren.

Das zwangsläufige Scheitern dieser ökonomischen und politischen Strategie, die wiederholten
Zugeständnisse an die Imperialisten und die daraus resultierende Desillusionierung der Massen,
ebnen den Weg für den Sturz dieser Regimes und deren Ersetzung durch fügsamere,
proimperialistische. Millionen von Arbeitern und Bauern auf der ganzen Welt leiden unter der
Herrschaft solcher bösartiger rechts-bonapartistischer Regimes. Diese sind oft entweder aus dem
Scheitern des linken Bonapartismus (Indonesien 1965, Argentinien 1955 und Peru 1975) oder, wie in
Chile 1973 und Bolivien nach 1971, aus dem Niederschmettern revolutionärer Situationen
entstanden. Diese Regimes sind durch ihre Abhängigkeit vom Imperialismus, ihre Versuche,
Arbeiter- und Bauernorganisationen zu zerschlagen und ihre Anwendung von Todesschwadronen,
Folter und weitreichenden Menschenrechtsverletzungen gekennzeichnet.

Die wiederholte Ausnützung solcher Diktaturen durch die Imperialisten und ihre Agenten bedeutet,
daß die Forderung nach politischer Demokratie ein brennendes Anliegen für Millionen von
Proletariern und Nicht- Proletariern auf der ganzen Welt von Indonesien bis Paraguay bleibt. Wo
immer das Proletariat an der Seite kleinbürgerlicher und bürgerlicher Kräfte für demokratische
Rechte kämpft, muß es dies vom Standpunkt seines eigenen strategischen Zieles tun: die Macht der
Arbeiterräte. Was es im wesentlichen innerhalb bürgerlicher Demokratie verteidigt, sind seine
Kampforganisationen, die der Bourgeoisie abgerungenen gesetzlichen und verfassungsmäßigen
Zugeständnisse und jene Formen der bürgerlichen Demokratie (Parlamente, etc.), welche die
Arbeiterklasse als eine Tribüne dafür benützt, die Massen zu mobilisieren und in ihnen zu agitieren.
Aber die Macht der Arbeiterräte ist die demokratischste Form der Klassenherrschaft in der
Geschichte und ersetzt die demokratische Republik als ein strategisches Ziel in der imperialistischen
Epoche.

Trotzdem wir es zurückweisen, die Revolution auf eine besondere demokratische Stufe zu
beschränken, können wir nicht – wie die Sektierer – daraus schließen, daß demokratische Losungen
unnötig seien. Brutale Diktaturen geben ständig Anlaß zu demokratischen Bestrebungen und zu
Illusionen in bürgerlich-demokratische Institutionen. Nur verhärtete Sektierer, welche die
Notwendigkeit unterschätzen, sich auf die fortschrittlichen Elemente in den demokratischen
Illusionen der Massen zu beziehen, können glauben, daß es möglich sei, das Bewußtsein der Massen
zu „überspringen“. Wenn diese Illusionen überwunden werden sollen, ist in der Praxis mehr als nur
die Forderung nach Sozialismus nötig.

Dort, wo die herrschenden Klassen versuchen, den Massen die vollen demokratischen Rechte zu
verweigern, mobilisieren wir rund um demokratische Losungen, einschließlich jener der souveränen,
verfassungsgebenden Versammlung. Wir müssen für einen Wahlablauf kämpfen, in dem es keine
vorausgehenden Beschränkungen oder Geheimabkommen gibt, d.h. für einen für die Massen
wirklich demokratischen: allgemeines, direktes, geheimes und gleiches Wahlrecht ohne
Voraussetzung von Eigentum oder der Fähigkeit zu lesen und zu schreiben. Es sollte Publikations-
und Versammlungsfreiheit für alle Parteien der Arbeiter und Bauern existieren und von einer
bewaffneten Miliz verteidigt werden. Wir müssen auch die proportionale Vertretung aller Parteien in
der Versammlung, entsprechend den Stimmen, die sie erhalten haben, fordern, ohne irgendeine



Mindestgrenze.

Daß man jedoch die Wichtigkeit solcher Forderungen erkennt, bedeutet nicht, die opportunistischen
Methoden der Zentristen anzunehmen, die den Kampf für eine verfassungsgebende Versammlung in
eine demokratische Stufe verwandelt haben, durch welche die Massen gehen müssen. Der
Zentrismus trotzkistischen Ursprungs (Lambertismus, Morenoismus, das Vereinigte Sektretariat der
IV. Internationale) ist immer den Stalinisten oder den kleinbürgerlichen Nationalisten
nachgeschwänzelt, indem er die Losung der verfassungsgebenden Versammlung in einer Art
verwendet hat, die den Kampf für Arbeiterräte und Arbeitermacht in eine Zeit, nach der eine solche
Versammlung gewonnen wurde, verbannte. Gleichzeitig haben die Zentristen Illusionen in das
„sozialistische“ Potential gesät, das solche Versammlungen hätten. Die „antiimperialistischen“
linken Bonapartisten haben sich gleichfalls sehr geschickt darin gezeigt. Sei es der Derg in
Äthiopien, Mugabes „Einparteienstaat“, Ortegas machtlose „Volkskomitees“ oder Ghadhafis
Volkskomitees, diese Organisationen werden in Wahrheit dazu benutzt, den Arbeitern und Bauern
ihre Organisationsfreiheit abzuerkennen.

Die verfassungsgebende Versammlung enthält deshalb keinen ihr innewohnenden progressiven
Kern. Sie kann nur – und in neunundneunzig von hundert Fällen war sie dies – ein bürgerliches
Parlament sein, das damit beauftragt ist, eine Verfassung zu installieren. Schlimmer noch, in
halbkolonialen Ländern (Brasilien 1982) und sogar in einigen imperialistischen Ländern (Portugal
1975) wird sie nur unter militärbonapartistischen Beschränkungen ihrer Macht einberufen.
Gleichzeitig wird bereits zuvor zwischen den reformistischen Parteien und dem Militär ein Pakt
darüber abgeschlossen, wie die Verfassung aussehen soll. Oft haben sich verfassungsgebende
Versammlungen als reaktionäre Körperschaften erwiesen, die den revolutionären Organen des
Kampfes und der Macht der Arbeiter und Bauern entgegengestellt sind. Dies kann in den
Halbkolonien geschehen, wo das enorme Gewicht der Bauernschaft von der Bourgeoisie gegen die
Arbeiterklasse benützt werden kann. Die Kapitalisten und Kapitalistinnen benützen das gleiche
Wahlrecht aller „Bürger“ als Bremse für die Revolution. Deshalb ist es unabdingbar für die
verfassungsgebende Versammlung mittels der Schaffung von Räten der Arbeiter, Soldaten und
armen Bauern zu kämpfen. Nur dann kann die Versammlung eine Waffe revolutionärer Demokratie
und nicht ein Werkzeug des Bonapartismus sein, nur dann kann die Versammlung von den Räten der
Arbeiter und armen Bauern beseitigt werden, wenn ihre Rolle erschöpft ist.

Selbst unter verfassungsmäßigen Regimes in den Halbkolonien existieren massive Elemente des
Bonapartismus, die regelmäßig gegen die Arbeiterklasse eingesetzt werden: das Präsidentenamt mit
seiner Macht, den Ausnahmezustand zu erklären; der Senat, mit seiner Fähigkeit, die Gesetzgebung
zu beschränken; die nichtgewählte Richterschaft und vor allem die paramilitärische Polizei und die
stehende Armee. Alle diese Ämter und Kräfte reduzieren wiederholt die „Demokratie“ auf eine völlig
leere Hülle. Gegen diese Angriffe auf die demokratischen Rechte sollte die Arbeiterklasse die
Abschaffung des Präsidentenamt und des Senates und die Schaffung eines Einkammersystems, in
dem mindestens alle zwei Jahre gewählt wird und die Wähler und Wählerinnen ihre Abgeordneten
abwählen können, in ihr Aktionsprogramm aufnehmen. Dem sollten wir die Forderung nach
Auflösung der paramilitärischen Truppen, der Polizei und der stehenden Armee und die Schaffung
einer bewaffneten Volksmiliz hinzufügen.

Stalinismus, kleinbürgerlicher Nationalismus und bürgerlich-demokratische
Aufgaben

Der Stalinismus ist in all seinen Erscheinungsformen ein unversöhnlicher Gegner der Theorie und
Strategie der permanenten Revolution geblieben. Der Triumph des Stalinismus wurde durch die
offizielle Annahme der Doktrin vom Sozialismus in einem Land durch die kommunistische Partei der



Sowjetunion markiert. Der Gedanke eines nationalen Weges zum Sozialismus entspringt dieser
Theorie. In den halbkolonialen und kolonialen Ländern bedeutete dies das Durchlaufen besonderer
und getrennter politischer Stadien: zuerst die Etappe des Kampfes für politische Demokratie und
unabhängige kapitalistische Entwicklung – im Bündnis mit der nationalen Bourgeoisie -; danach,
wenn der Stand der Produktivkräfte reif für diese Etappe befunden wird, die Entwicklung Richtung
Sozialismus. In der imperialistischen Epoche kann diese Strategie nur bedeuten, daß die Stalinisten
die unabhängigen Interessen der Arbeiterklasse überall dort leugnen, wo diese in der
demokratischen Etappe mit den bürgerlich-nationalen Interessen in Konflikt geraten. Angesichts der
Unmöglichkeit einer unabhängigen Industrialisierung hat der Stalinismus nach dem Zweiten
Weltkrieg oft jeden Anspruch aufgegeben, daß die zweite Etappe für die Halbkolonien möglich wäre.

Wir schließen nicht aus, daß „Stadien“ im lebendigen Kampf um die Arbeitermacht auftreten
können. Aber es können niemals abgeschlossene, auf einer jeweils getrennten Strategie für eine
getrennte Periode basierende Stadien sein. Die verschiedenen Aufgaben, bürgerlich- demokratische
und proletarische, sind miteinander verknüpft, und zu jedem Zeitpunkt muß offen dafür gekämpft
werden, und zwar mit dem einzigen strategischen Ziel der Arbeitermacht. Aber die Arbeiterklasse
muß das städtische und ländliche Kleinbürgertum im Kampf um die demokratischen Aufgaben
führen. Die ganze Nachkriegsentwicklung beweist, daß die vollständige Erfüllung der noch offenen
demokratischen Aufgaben nur unter der Diktatur des Proletariats, das heißt auf Grundlage der
Zerstörung des kapitalistischen Privateigentums und seines Systems der Nationalstaaten, erfüllt
werden kann.

Der Stalinismus ist so voll auf die „demokratische Etappe“ orientiert, daß er sich sogar mit
kleinbürgerlich-nationalistischen Formationen fusioniert, um so besser – wie Trotzki sagte – „die
Schlinge um den Hals des Proletariats zuziehen zu können“. Wo auch immer die Arbeiterklasse
spontan aus den vom Stalinismus vorgezeichneten Grenzen des revolutionären Prozesses
ausgebrochen ist, sind die Stalinisten die eifrigsten Befürworter der Niederschlagung der Arbeiter
und Arbeiterinnen und deren Zurückpressung in diese Grenzen gewesen. Die bittere Konsequenz
dessen war oft nicht eine Realisierung der demokratischen Etappe, sondern eine blutige
Konterrevolution und Diktatur (Indonesien, Chile, Iran).

Der kleinbürgerliche Nationalismus hat im Laufe der imperialistischen Epoche zunehmend unter
dem Mantel des „nationalrevolutionären Kampfes“ in der halbkolonialen Ära agiert. Er übernahm im
Streben nach nationaler Unabhängigkeit oft revolutionäre Kampfmethoden (Aufstände,
Guerillakriegsführung). Bei manchen Gelegenheiten haben kleinbürgerliche Kräfte Methoden des
Klassenkampfes (Streiks, Besetzungen, Landnahme), auch wenn sie diese nicht organisiert haben,
zugelassen. Nichtsdestotrotz bleibt das angestrebte Ziel des kleinbürgerlichen Nationalismus eine
reaktionäre Utopie.

Der Kampf für einen „unabhängigen Kapitalismus“, der sich „soziale Gerechtigkeit“ im Inneren und
„Paktungebundenheit“ nach außen zu eigen macht, ist im Zeitalter des Imperialismus eine Illusion.
Diese kleinbürgerlichen Parteien – normalerweise von Angehörigen gehobener städtischer Berufe,
Mitgliedern der Intelligenz und desillusionierten Söhnen und Töchtern der herrschenden
Oligarchien geführt – sind unfähig, mit dem Kapitalismus zu brechen. Nur in Ausnahmesituationen
kann es die Hilfe der existierenden stalinistischen Staaten solchen Parteien ermöglichen, den
Kapitalismus auf bürokratische Art und Weise zu überwinden. Ein solcher Verlauf hat allerdings nur
dann stattgefunden, wenn er ihnen im Konflikt mit dem Imperialismus als einziges Mittel ihres
Überlebens aufgezwungen wurde. In diesem Prozeß verschmelzen sie mit stalinistischen Parteien
oder verwandeln sich in solche. Dort, wo solche Parteien eine zeitlang regieren, ohne den
Kapitalismus zu stürzen (Nicaragua), rauben sie den Arbeitern und Bauern – durch den Versuch,
sich mit einer „patriotischen“ Kapitalistenklasse zu versöhnen – die Früchte ihres Kampfes. Das
endet unausweichlich mit einer konservativen Konterrevolution innerhalb des Regimes (Ägypten,



Algerien, Iran) und mit dem Aufstieg der Bourgeoisie oder dem Sturz der kleinbürgerlichen
Regierung durch proimperialistische Kräfte (Guatemala, Grenada).

Die offiziellen kommunistischen pro-Moskau-Parteien haben sich seit ihrer stalinistischen
Degeneration nicht nur immer wieder selbst diskreditiert, sondern durch die Unterstützung
reaktionärer Diktaturen – im Interesse der diplomatischen Manöver des Kremls – auch den
Gedanken einer proletarischen Führung in Mißkredit gebracht. Der bürgerliche und
kleinbürgerliche Nationalismus hat seine Stärke aus diesem Verrat bezogen. Aber als diese Kräfte
an der Reihe waren, haben auch sie die Arbeiter und Bauern in die Niederlage geführt. Eine der
Folgen ist, daß sich die Massen der Religion zuwenden, um Trost und Anregung für den Kampf zu
erhalten. Ideologien, die sich am Beginn des Kapitalismus – angesichts einer emporkommenden
Bourgeoisie voller Selbstvertrauen und begleitet von Rationalismus und Säkularismus – auf dem
Rückzug befanden, erfahren nun in der reaktionären Epoche des Kapitalismus eine Stärkung.

Religiöse Institutionen spielen im Kampf der Unterdrückten generell eine konterrevolutionäre Rolle.
Die meiste Zeit verbreiten sie eine Ideologie der Unterwürfigkeit oder der friedlichen Reform. Aber
wenn sie an der Spitze einer Massenrevolte stehen, dann mit dem Ziel, die Massen davon
abzuhalten, die kapitalistische Ordnung selbst zu attackieren. Meistens haben sie als führende
Kirchenhierarchie agiert, um den Widerstand zu zügeln und die Gehirne der Arbeiter und Bauern zu
vernebeln. In gewissen Ländern (z.B. in Zentralamerika) haben Geistliche niedrigen Kirchenranges
oder Laienpriester den Bauern und Landarbeitern gelegentlich geholfen, sich in unabhängigen
Gewerkschaften zu organisieren, bzw. sie zur Alphabestisierung, politischen Bewußtseinsbildung
und Überwindung der Passivität ermuntern. Die reformistischen und klassenversöhnlerischen
Anliegen, die dieser Tätigkeit zugrunde lagen, wurden von den Arbeitern und Bauern ihrerseits oft
beiseite geschoben; woraufhin sich dieselben Priester und Nonnen gegen die Arbeiter und
Arbeiterinnen stellten. Das schließt natürlich nicht aus, daß individuelle Mitglieder des Klerus –
umso mehr die Masse der Gläubigen – in den militanten oder sogar revolutionären Kampf involviert
werden. Aber die Aufgabe von Marxistinnen und Marxisten ist es trotzdem, sich entschlossen gegen
den Einfluß aller religiösen Ideologien zu stellen.

Im Iran hegemonisierte eine solch reaktionäre Ideologie die Mehrheit der Ausgebeuteten und
Unterdrückten, sogar zu dem Zeitpunkt, als die Massenbewegung den proimperialistischen Schah
stürzte. An die Macht gekommen, wurde der volle reaktionäre Inhalt der religiösen Ideologie
deutlich: die Verweigerung demokratischer Rechte, die Verfolgung unabhängiger proletarischer
Organisationen und die Unterdrückung der Frauen sind Kernbestandteil halbkolonialer
kapitalistischer Staaten, die vom religiösen Dogma durchtränkt sind. Hier müssen Revolutionäre und
Revolutionärinnen für den Schutz der proletarischen Demokratie gegen religiöse Kasten und für die
Trennung von Kirche und Staat kämpfen.

Die antiimperialistische Einheitsfront

Trotz ihrer Abhängigkeit vom Imperialismus bleibt die halbkoloniale Bourgeoisie eine nationale
Klasse, die zu begrenzten Kämpfen gegen den Imperialismus fähig ist. Je mehr der Imperialismus
seine Krise offen auf Kosten der herrschenden Klasse der Halbkolonie Löst, desto mehr neigt
letztere zu rhetorischem und sogar tatsächlichem Widerstand.

Dies macht die nationale Bourgeoisie oder Teile von ihr keineswegs revolutionär. Aber solange
bürgerliche oder kleinbürgerliche Kräfte über einen realen Masseneinfluß im antiimperialistischen
Kampf verfügen, ist es notwendig, daß die Arbeiterklasse die Taktik der antiimperialistischen
Einheitsfront anwendet. Das betrifft auch taktische Vereinbarungen mit nicht-proletarischen Kräften
sowohl auf Führungsebene als auch an der Basis. Solche Absprachen können formale Bündnisse
oder Komitees einschließen. Wo dies der Fall ist, sind die grundlegenden Voraussetzungen für die



Teilnahme an einem solchen Block, daß die bürgerlichen oder kleinbürgerlichen Kräfte tatsächlich
einen Kampf gegen den Imperialismus oder seine Agenten führen, daß der politischen
Unabhängigkeit der revolutionären Organisation innerhalb dieses Blocks keinerlei Beschränkungen
auferlegt werden und daß keine bedeutenden Kräfte, die gegen den Imperialismus kämpfen,
bürokratisch ausgeschlossen werden. Es ist sogar möglich, diese Einheitsfront im Rahmen von
Basisstrukturen einer Massenorganisation mit Volksfrontcharakter, in der sich getrennte
Klassenparteien noch nicht herausgebildet haben, zu bilden. Zentral ist dabei, daß diese Einheit auf
die Mobilisierung breitester antiimperialistischer Kräfte für genau definierte gemeinsame
Kampfziele, wie die Einführung demokratischer Rechte und die Vertreibung der Imperialisten,
gerichtet ist.

Während die Kämpfe der halbkolonialen Bourgeoisie darauf abzielen, ihren eigenen
Ausbeutungsradius zu erweitern, droht mit dem Eintritt der Arbeiterklasse in den Kampf, die
Ausbeutung überhaupt abgeschafft zu werden. Deshalb gibt es nichts konsequent
Antiimperialistisches oder Revolutionäres an der halbkolonialen Bourgeoisie, und es sollte für sie
kein Dauerplatz in der antiimperialistischen Einheitsfront reserviert werden. Der Zweck der
Aktionen der antiimperialistischen Einheitsfront muß die Unterstützung des Proletariats bei der
Mobilisierung der Massen sein, so daß diese die – ihnen von ihren traditionellen Führungen und
Organisationen auferlegten – Schranken durchbrechen. Deshalb muß das Proletariat die kühnsten
Formen der direkten Massenaktion und Massenorganisation, Streikkomitees, Volksversammlungen,
Massenveranstaltungen (cabildos) etc., die die Entwicklung von Arbeiter- und Bauernräten,
Arbeitermilizen und Soldatenkomitees fördern, vorantreiben.

Das Proletariat darf „linke“ Regimes nie politisch unterstützen oder an deren Unterdrückung
demokratischer Rechte mitwirken. Die Avantgarde der Arbeiterklasse soll, solange demokratische
Freiheiten existieren und die Mehrheit der Arbeiter und Arbeiterinnen ein solches Regime noch
unterstützt, einen bewaffneten Aufstand gegen diese Regierungen unterlassen. Die einzig mögliche
Unterstützung für diese Regimes besteht im gemeinsamen militärischen Vorgehen gegen einen
reaktionären Putsch oder gegen eine imperialistische Intervention. Trotzkisten und Trotzkistinnen
können demzufolge militärische Aktionen bürgerlicher Regierungen gegen den Imperialismus
unterstützen. Aber wir werden zu keinem Zeitpunkt von unserem Kampf zum Sturz und zur
Ersetzung dieser Regierung durch eine Arbeiter- und Bauernregierung ablassen.

Die Nationalisten und Reformisten wollen die Aktionsfront gegen den Imperialismus immer in einen
strategischen Block zur Erreichung der politischen Macht (also in eine Volksfront) verwandeln. Sie
versuchen die antiimperialistischen Kräfte in einer Regierungskoalition, die das Überleben des
„nationalen Kapitals“ gegen die sozialistische Revolution garantiert, zusammenzufassen.
Revolutionäre Kommunistinnen und Kommunisten kämpfen für die Errichtung von Regierungen, die
sich auf Räte und Milizen der Arbeiter und Bauern stützen. Nur eine Regierung des Proletariats, im
Bündnis mit der armen Bauernschaft, kann die unvollendeten Aufgaben der bürgerlich-
demokratischen Revolution Lösen. Der Klasseninhalt einer solchen Regierung ist im vorhinein
festgelegt. Die Losung lautet: Für eine revolutionäre Arbeiter- und Bauernregierung! Eine solche
Regierung wird nicht, ja kann nicht die Revolution auf eine eigenständige demokratische Etappe
beschränken, denn andernfalls wird sie unter dem Druck der Konterrevolution zusammenbrechen.
Diese Perspektive befähigte die Bolschewiki, die radikalisierten Bewegungen des Kleinbürgertums,
wie die linken Sozialrevolutionäre und die Volksparteien Zentralasiens, auf ihre Seite zu ziehen. Die
Gründung eines strategischen Blocks mit diversen linken Kräften ohne dieses Kampfziel wird nur
den Weg zur Diktatur des Proletariats versperren. Der Eintritt in eine Regierung oder
Regierungskoalition, die die Aufrechterhaltung des Privateigentums und dessen Armee und Staat
zur Grundlage hat, ist die höchste Form des Verrats am Proletariat.



Die Arbeiterklasse und die Guerillastrategie

Trotzkistinnen und Trotzkisten stehen in Opposition zur Strategie des Guerillakrieges, gleichgültig,
ob in einer „Focus“- oder „Volkskriegsvariante“. Der kleinbürgerliche Guerillaismus widersetzt sich
dem Aufbau einer Arbeiterpartei, von Arbeiterräten und der Organisierung des bolschewistischen
Aufstandes. Durch ein klassenübergreifendes Programm will er die proletarischen Interessen dem
Kleinbürgertum unterordnen. Der Guerillaismus möchte bürokratische Organisationen durchsetzen
und die Entwicklung von Arbeiterräten und unabhängigen, demokratischen Arbeitermilizen
umgehen. Sogar dort, wo es ihm gelingt, verfaulte Diktaturen wie in Kuba und Nicaragua zu Fall zu
bringen, eröffnet er den Weg für eine bonapartistische Lösung. Egal ob die Siege der Guerilla –
ausnahmsweise – bürokratische soziale Umstürze oder – wie meist – militärisch-bonapartistische
Regime mit sich brachten: Sie waren immer von der Zerschlagung der unabhängigen
Organisationen des Proletariats begleitet.

Hinter ihrer ultralinken Phraseologie und Methode versteckt sich in der Tat ein starkes Mißtrauen in
die Arbeiterklasse und eine Neigung zu Abkommen mit Teilen der Bourgeoisie. Diese Politik
beinhaltet, daß die politische Führung der städtischen Bourgeoisie und dem Kleinbürgertum
überlassen wird. Insoweit der Guerillaismus eine Massenbasis für seine Aktionen (wie im
„Volkskrieg“) sucht, ordnet er die unabhängigen Interessen der Arbeiterklasse dem Kleinbürgertum
unter. In diesem Sinne hat der Guerillaismus als Strategie immer die Tendenz, eine bewaffnete
Volksfront zu verkörpern.

Der Guerillaismus entwertet den politischen und ökonomischen Kampf zu Gunsten gelegentlicher
und oft willkürlicher militärischer Aktionen. Der individuelle Terror, die Zerstörung von Fabriken
(Zentren der proletarischen Konzentration) und spektakuläre Militäraktionen sind Methoden, die der
Strategie der Arbeiterklasse entgegengesetzt sind. Entgegen dem Marx’schen Postulat, daß die
Befreiung der Arbeiter nur das Werk der Arbeiter selbst sein könne, glaubt der Guerillaismus, daß
die Befreiung das Werk außenstehender Retter sein wird. Durch ihre undemokratische und elitäre
Haltung gegenüber den Massen, die sie zu vertreten vorgeben, können Guerillaführer diese
angesichts überlegener staatlicher Militärkräfte und Wachmannschaften häufig schutzlos
zurücklassen. Das Abziehen der furchtlosesten und kämpferischsten Arbeiterinnen und Arbeiter von
den Fabriken, den Stadtzentren, den dicht besiedelten ländlichen Gebiet bedeutet, daß den Arbeiter-
und Bauernorganisationen ihre Kader und Führer entzogen werden. Wie im Fall von ‚Sendero
Luminoso‘ in Peru können Guerilleros auch die Arbeiterorganisationen selbst angreifen .

Für Trotzkistinnen und Trotzkisten ist der Guerilla-Kampf aber eine Taktik, die im
antiimperialistischen Kampf angewendet werden kann. Wir lehnen die militärische Einheitsfront mit
Guerilla-Armeen nicht ab, weder in der Form von eigenen Bataillonen noch in der Form von
kommunistischer Zellenarbeit innerhalb von bürgerlich oder stalinistisch geführten Armeen. Das
Ziel dieser militärischen Einheitsfront ist jedoch die Vorbereitung einer weitverzweigten und
unabhängigen Bewaffnung der Arbeiterklasse und der armen Bauern. Über diesen Weg kämpfen
Kommunistinnen und Kommunisten darum, die Guerilla-Armeen und deren politische Apparate zu
zwingen, die Plantagenbesitzungen zu enteignen, die Landbesetzungen zu unterstützen und die
Unabhängigkeit der Arbeiter- und Bauernräte und deren Milizen anzuerkennen.

Das bleibt jedoch eine untergeordnete Taktik gegenüber einer Strategie, deren zentrale
Vorkämpferin die Arbeiterklasse selbst ist. Das Programm der permanenten Revolution ordnet jede
militärische Aktion den politischen Notwendigkeiten unter, die vom vorhandenen Niveau des
Klassenkampfes und dem revolutionären Bewußtsein der Arbeiter und der armen Bauern bestimmt
werden. Eine breite militärische Aktion der bewaffneten Miliz in Stadt und Land sollte im
allgemeinen nur dann unternommen werden, wenn eine Doppelmacht besteht und eine
weitreichende Arbeiterkontrolle die Organisierung des Aufstandes zur unmittelbaren Notwendigkeit



macht. Wir lehnen alle breiten Militäraktionen mit ausdrücklich nicht-defensivem Charakter
kategorisch ab, die die Massen politisch passiv lassen. Unter allen Umständen hat die Arbeiterklasse
ihre Unabhängigkeit und ihre Opposition gegenüber dem Guerillaismus zu behaupten. Sie muß alle
Aktionen, die ihren Perspektiven entgegengesetzt sind, kritisieren und in extremen Fällen
verurteilen.

In den bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen den kleinbürgerlichen Guerillaarmeen und dem
bürgerlichen Staat verteidigen wir sie immer gegen die staatliche Repression. Wir sprechen dem
Staat das Recht ab, diejenigen zu verurteilen, die gegen ihn kämpfen. Wir kämpfen für die
Anerkennung des Kriegsgefangenenstatus der gefangengenommenen Guerilleros und für deren
Befreiung. Wenn Guerilleros Arbeiterorganisationen angreifen, rufen wir zu deren Verteidigung
nicht um die Hilfe des kapitalistischen Staates. Wir verlangen, daß die Arbeiterbewegung selbst, in
Versammlungen und in den Gewerkschaften, ein Urteil ausspricht, indem die Arbeiter und Bauern
eigene Verteidigungskommandos gegen diese Guerilla-Angriffe organisieren. Wir weichen vor der
unvermeidlichen militärischen Konfrontation mit den bürgerlichen und stalinistischen
Kommandeuren nicht zurück, die das Ergebnis voneinander abweichender Programme des
Proletariats und des Kleinbürgertums ist.


